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Einleitung 

 

In den letzten Jahren haben die Persönlichkeitsrechtsverletzungen, insbesondere 

auch die Verletzung des Rechts am eigenen Bild, zugenommen. Zu dieser Zu-

nahme haben neue technische Entwicklungen im Bereich der Fotoapparate und 

vor allem das Internet beigetragen. Die zunehmende Digitalisierung von Fotos in 

Verbindung mit dem Internet ermöglicht es, Fotos in Sekundenschnelle weltweit 

zu verbreiten.  

Durch das Internet ist eine Veröffentlichung von Bildaufnahmen zudem nicht 

mehr der Presse oder Verlagen vorbehalten. Sie kann inzwischen „per Maus-

klick“ von jedermann bewirkt werden und ist in der Weite des Internets kaum 

mehr kontrollierbar. Die abgebildete Person kann die Verbreitung ihres Fotos – 

ist es erst einmal ins Internet gelangt – praktisch nicht mehr aufhalten. Hinzu 

kommt die sinkende Hemmschwelle der Gesellschaft, peinliche Aufnahmen an-

derer Personen ins Internet zu stellen. Der Erfolg von Internetplattformen wie 

„Youtube“, „Myspace“ oder „Myplace“ spricht für sich. Außerdem kann mit Hil-

fe von Suchmaschinen wie zum Beispiel Google im Internet gezielt nach Bild-

aufnahmen gesucht werden.  

Neben dem Internet trägt aber auch die technische Weiterentwicklung von Mo-

biltelefonen – die Möglichkeit des Herstellens und Verschickens von Fotos oder 

ganzen Videos – zu einer Nichtkontrollierbarkeit bei. Die Tatsache, dass die “Fo-

toapparate” immer kleiner werden, erleichtert das Herstellen des unbemerkten 

Schnappschusses. Inzwischen sind nicht nur Handykameras, sondern sogar Ka-

meras in Kugelschreibern, sog. „Pencams“, für den privaten Gebrauch zu erwer-

ben. Dies birgt die Gefahr, dass der Betroffene es oftmals gar nicht bemerken 

dürfte, dass er fotografiert wird, und somit gar keine Chance bekommt, die Auf-

nahme zu verweigern.  

Der Fortschritt der Technik geht nicht nur mit positiven neuen Kommunikati-

onsmöglichkeiten einher, sondern birgt auch die Gefahr zunehmender Persön-

lichkeitsrechtsverletzungen. Schon 1966 hat der BGH darauf hingewiesen, dass 

wenn durch die Fortschritte der Technik die Möglichkeiten, heimliche Bildauf-
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nahmen herzustellen, erleichtert worden seien, auf die Wahrung der vom Recht 

gesetzten Schranken zu achten sei. „Das Recht darf sich der technischen Ent-

wicklung nicht beugen“1. Entsprechend dieser Aussage hat der Gesetzgeber An-

lass zum Handeln gesehen und 2004 den neuen § 201 a – Verletzung des höchst-

persönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen – in das StGB eingefügt.  

 

Die Arbeit widmet sich der Untersuchung des strafrechtlichen Schutzes des 

Rechts am eigenen Bild durch § 201 a StGB. Dieser soll anschließend mit dem 

strafrechtlichen Schutz des Bildnisses im spanischen Recht, Art. 197 Código Pe-

nal aus dem Jahr 1995, verglichen werden, um die Vorteile oder Nachteile der 

jeweiligen Regelung herauszuarbeiten. Ein Vergleich mit einer ähnlichen Straf-

rechtsnorm aus einem anderen europäischen Rechtsstaat bietet die Möglichkeit 

der Betrachtung des § 201 a StGB aus einem anderen Blickwinkel und ist inso-

fern für dessen Beurteilung hilfreich. Das spanische Recht erscheint interessant, 

da der strafrechtliche Bildnisschutz durch Art. 197 Código Penal aus dem Jahr 

1995 herrührt, also aus einer Zeit, in der die Internetverbreitung und Digitalisie-

rung noch nicht so fortgeschritten war, und die dadurch bedingte Bedrohung des 

Persönlichkeitsschutzes in seiner heutigen Form noch nicht existierte.  

Zudem handelt es sich bei Spanien um einen vergleichsweise jungen demokrati-

schen Rechtsstaat, der aufgrund seiner Geschichte – der Demokratisierungspro-

zess setzte erst nach dem Tod General Francos im Jahr 1975 ein – zwangsläufig 

eine schnellere und auf der Basis einer parlamentarischen Monarchie auch andere 

rechtliche Entwicklung als der deutsche Rechtsstaat genommen hat. 

In einem ersten Teil der Arbeit wird die historische Entwicklung des Rechts am 

eigenen Bild und des allgemeinen Persönlichkeitsrechts dargestellt. Dabei wird 

auch auf den zivilrechtlichen Schutz kurz eingegangen. Der Schwerpunkt der 

Betrachtung liegt aber auf dem strafrechtlichen Schutz. 

Der zweite Teil der Arbeit befasst sich daher ausführlich mit dem strafrechtlichen 

Schutz des Bildes insbesondere durch den „neuen“ § 201 a StGB. Dabei wird 

nicht beabsichtigt zu beurteilen, ob tatsächlich eine Strafbarkeitslücke bestand 

                                              
1 BGH NJW 1966, 2353 (2354) – Vor unserer eigenen Tür. 
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und die Einführung des § 201 a StGB notwendig war2. Auch von der Verfas-

sungsmäßigkeit der Norm wird ausgegangen. Die Arbeit beschäftigt sich viel-

mehr mit der Auslegung der Norm, um die Reichweite des strafrechtlichen 

Schutzes des eigenen Bildes zu untersuchen. Nach der anschließenden Darstel-

lung des Bildnisschutzes durch Art. 197 CP folgt in einem dritten Teil ein Ver-

gleich der Straftatbestände § 201 a StGB und Art. 197 CP, um abschließend den 

Schutzumfang des § 201 a StGB bewerten zu können. 

                                              
2 Vergleiche dazu Linkens, S. 9 ff., Kächele, S. 105 ff. 
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1. Teil: Die Historische Entwicklung des Rechts am eigenen Bild 

A. Die historische Entwicklung in Deutschland 

Um den (strafrechtlichen) Bildnisschutz des deutschen Rechts beurteilen zu kön-

nen, ist es sinnvoll, zunächst einen Blick auf seine Entstehung und die zivilrecht-

liche Ausprägung zu werfen. 

I. Rechtslage im 19. Jahrhundert  

Die vorliegende Darstellung der historischen Entwicklung des Rechts am eigenen 

Bild beginnt im 19. Jahrhundert. Zu jener Zeit wurde der Schutz des Abgebilde-

ten, der in der Regel zugleich der Besteller des Bildes war, lediglich als Ausnah-

me zum Urheberschutz gesehen und als Einschränkung des Vervielfältigungs-

rechts des Bildnisurhebers im Photographieurhebergesetz von 1876 geregelt3. Ein 

Schutz der Persönlichkeit der abgebildeten Person im Zusammenhang mit Bild-

aufnahmen bestand noch nicht. Das Recht am eigenen Bild – nach heutigem Ver-

ständnis – war also im 19. Jahrhundert noch nicht anerkannt.  

Jedoch wurde es durch die unbefugte Herstellung und Veröffentlichung von 

Bildaufnahmen Ende des 19. Jahrhunderts zunehmend zu einem relevanten juris-

tischen Problem. Die Notwendigkeit einer Regelung des Bildnisschutzes trat vor 

allem in zwei Fällen, die das Reichsgericht zu entscheiden hatte, zu Tage. Bereits 

1898 hatte das Reichsgericht den Fall der „Dame im Badekostüm“ zu entschei-

den. Es ging dabei um die heimlich aufgenommene Fotografie einer Dame im 

Badekostüm im Damenbad Cranz. Die Fotografie wurde auf Briefbeschwerern 

veröffentlicht und verkauft. Das Reichsgericht verurteilte die Täter wegen Belei-

digung gemäß § 185 StGB und begründete das Urteil folgendermaßen: Bei Drit-

ten werde die Annahme hervorgerufen, die Dame habe sich freiwillig im Bade-

kostüm fotografieren und veröffentlichen lassen. Dies werfe ein bedenkliches 

Licht auf das Scham- und Sittlichkeitsgefühl der Dame und werde ihre Achtung 

                                              
3 Dreier in Dreier/Schulze, vor § 22 KUG Rn. 2.  
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bei anderen schwer schädigen. Somit enthalte die Handlung der Täter eine vor-

sätzliche, die Ehre der Dame verletzende Kundgebung an andere und demzufolge  

eine Beleidigung im Sinne des § 185 StGB4. Da ein Recht am eigenen Bild im 

19. Jahrhundert noch nicht anerkannt war, wurde vom Reichsgericht die Verlet-

zung eines solchen Rechts gar nicht erst in Erwägung gezogen. 

Ein Jahr später folgte der bekannte Bismarck-Fall, der die Diskussion bezüglich 

eines Rechts am eigenen Bild stark anregte und aus heutiger Sicht den Anlass zur 

Verabschiedung des „Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Werken der bil-

denden Kunst und der Photographie“, des so genannten KunstUrhG von 1907, 

gab5. In der Nacht nach dem Tod von Bismarck drangen die Täter widerrechtlich 

gegen den Willen der Kinder in das Zimmer ein, in dem die Leiche ruhte, und 

machten eine Aufnahme von Bismarcks Leichnam. Die Kinder klagten und for-

derten ein Verbot der Veröffentlichung und die Vernichtung der Aufnahmen. Das 

Reichsgericht verurteilte die Beklagten, sich die Vernichtung der Aufnahmen 

gefallen zu lassen und sich jeder Verbreitung zu enthalten. Das damals geltende 

Recht – die Hamburger Statuten und der Sachsenspiegel – enthielt jedoch keine 

einschlägigen Normen, die zur Anwendung gebracht werden konnten. Es gab 

also eine Gesetzeslücke im geltenden Recht. Das Reichsgericht versuchte jedoch 

nicht, die Lücke mit der Anerkennung eines Rechts am eigenen Bild zu füllen, 

sondern es griff auf das Römische Recht zurück und konstruierte eine bereiche-

rungsrechtliche Lösung. Das Römische Recht gewähre dem durch eine rechts-

widrige Handlung Verletzten eine condictio iniustam causam auf Wiedererstat-

tung all desjenigen, was durch die rechtswidrige Handlung aus seinem Machtbe-

reich in die Gewalt des Täters gelangt sei6. Das Reichsgericht vertrat die Ansicht, 

dass die rechtswidrige Handlung im Bismarck-Fall in einem Hausfriedensbruch 

zu sehen sei, da die Fotografen widerrechtlich das Zimmer betreten hätten, in 

dem die Leiche ruhte. Den Erben stehe daher ein Recht auf Erstattung all desje-

nigen zu, was durch den Hausfriedensbruch aus ihrem Machtbereich in die Ge-

walt der Hausfriedensbrecher gelangt sei, also auch ein Anrecht auf die fotogra-

                                              
4 RG, abgedruckt bei Kohler, S. 32 – Dame im Badekostüm. 
5 Schricker/Götting, § 60/22 KUG Rn. 3; vgl. KG JW 1928, 363 (364). 
6 RGZ 45, 170 (173 ff.) – Bismarck. 
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phischen Erzeugnisse und deren Vernichtung7. Diese Argumentation vermag aus 

heutiger Sicht wenig zu überzeugen. Auch damals wurde eine Unzulänglichkeit 

des geltenden Rechts wahrgenommen und der Bismarck-Fall regte eine lebhafte 

Diskussion über ein Recht am eigenen Bild an.  

Ein großer Befürworter des Rechts am eigenen Bild war Hugo Keyssner. Er ver-

trat eine persönlichkeitsrechtliche Sichtweise und betrachtete das Recht am eige-

nen Bild als ein besonderes Persönlichkeitsrecht8. Ohne eine Genehmigung dürfe 

keine Person „durch Abbilder veranschaulicht oder durch Illustration berühmt 

gemacht werden“9. 

Josef Kohler dagegen bildete seine Meinung aus urheberrechtlicher Perspektive 

und lehnte ein Recht am eigenen Bild ab. „Ebenso beruht es auf einer völligen 

Verwechslung, wenn man sagt, am eigenen Bild habe man so viel Recht, wie an 

einem Bild, das man gezeichnet oder gemalt habe. Was ich geschaffen habe, ha-

be ich in die Welt gebracht und ich kann darum verlangen, dass es mir vorbehal-

ten bleibt; denn ich entziehe dadurch der Menschheit nichts, was sie nicht schon 

hatte. Habe ich aber meine eigene Gestalt geschaffen, bin ich der Urheber meines 

körperlichen Ichs? Meiner Erscheinung?“10. 

Kohler vertrat die Ansicht, dass die Bevölkerung ein Recht habe, sich ein Bild 

machen zu können von den Personen, die den Staat regierten, die Geschichte be-

einflussten oder aus einem anderen Grund in der Öffentlichkeit ständen. Jedoch 

wollte Kohler Ausnahmen für den Fall zulassen, dass die Veröffentlichung eines 

Bildes allein dem Zweck eines Skandals oder einer persönlichen Kränkung dien-

te11. 

Die Diskussion über ein Recht am eigenen Bild war somit jedenfalls entfacht und 

führte einige Jahre später zur Verabschiedung des „Gesetzes betreffend das Ur-

                                              
7 RGZ 45, 170 (173 ff.) – Bismarck; auch wenn das Ergebnis in der Literatur Zustim-

mung fand, so wurde doch die Begründung, insbesondere von Kohler, stark kriti-
siert, vgl. Kohler, S. 12. 

8 Keyssner, S. 23, 31, 49. 
9 Keyssner, S. 31. 
10 Kohler, S. 8. 
11 Kohler, S. 10. 
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heberrecht an Werken der bildenden Kunst und der Photographie“ vom 

9. Januar 1907 – dem so genannten KunstUrhG. 

II. Rechtslage nach Inkrafttreten des KunstUrhG 

Am 9. Januar 1907 trat das KunstUrhG in Kraft. Die den Bildnisschutz betref-

fenden Vorschriften – § 22 ff. – gelten gemäß § 141 Abs. 5 UrhG bis heute fort. 

Das KunstUrhG regelte den Bildnisschutz als ein besonderes Persönlichkeits-

recht des Abgebildeten und als Einschränkung der Befugnisse des Bildurhebers. 

In den §§ 22 ff. KunstUrhG wird der Abgebildete gegen die unerlaubte Verbrei-

tung und Veröffentlichung seiner Bildnisse durch den Fotografen sowie durch 

Dritte geschützt.  

Gemäß § 22 S. 1 KunstUrhG dürfen Bildnisse nur mit Einwilligung des Abgebil-

deten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Auffallend ist, dass 

das Anfertigen von Bildnissen als solches keiner Einwilligung bedarf und somit 

nicht durch das KunstUrhG beschränkt wird. Der Ausschluss der Herstellung 

einer Aufnahme aus dem Schutzbereich der Norm kann möglicherweise mit der 

damaligen Situation der Fotografie erklärt werden. Die Fotografie befand sich 

erst in ihren Anfängen. Die Technik war noch nicht so weit fortgeschritten, so 

dass das Herstellen eines Fotos eine gewisse Zeit in Anspruch nahm. Es wurden 

überwiegend Porträtaufnahmen von Personen gefertigt. Die vor allem von Pro-

minenten „gefürchteten Schnappschüsse“ waren mit damaligen Fotoapparaten 

gar nicht möglich, so dass kein Bedürfnis für den Schutz vor unbefugtem Anfer-

tigen eines Bildnisses bestand. 

1. Begriff des Bildnisses 

§ 22 S. 1 KunstUrhG schützt Bildnisse von Personen. Bildnisse sind „Abbildun-

gen von Personen, das heißt die Darstellung der Person in ihrer wirklichen, dem 

Leben entsprechenden Erscheinung“12. Damit sind nicht nur Fotografien gemeint, 

sondern jegliche Art der Darstellung, zum Beispiel Zeichnungen – auch Karika-

                                              
12 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn.1. 
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turen –, Gemälde und Skulpturen sowie Bilder in Film und Fernsehen13. Sogar 

die Darstellung einer Person durch ein Double oder einen Schauspieler kann dem 

Bildnisbegriff unterfallen14.  

Voraussetzung ist aber immer, dass der Abgebildete erkennbar ist15. Die Erkenn-

barkeit wird nach großzügigem Maßstab bejaht. Sie soll bereits vorliegen, wenn 

der Abgebildete begründeten Anlass zu der Annahme hat, er könne als die abge-

bildete Person identifiziert werden16, sei es durch seine Gesichtzüge oder sonsti-

ge Merkmale, die seiner Person eigen sind17. So wurde zum Beispiel die Erkenn-

barkeit eines Torwarts, der nur von hinten durch das Netz fotografiert wurde, 

vom BGH bejaht, da er durch Haltung, Statur, Haarschnitt für einen Kenner der 

Fußballmannschaft unschwer zu erkennen gewesen sei18. 

2. Das Verbreiten und öffentliche Zurschaustellen i.S.d. § 22 KunstUrhG 

§ 22 KunstUrhG erfordert eine Einwilligung für das Verbreiten und öffentliche 

Zurschaustellen eines Bildnisses. Verbreiten im Sinne des § 22 KunstUrhG um-

fasst jede Art der Verbreitung in körperlicher Form, zum Beispiel in Zeitungen, 

Büchern und auf Werbeträgern. Dabei muss das Verbreiten nicht unbedingt zu 

kommerziellen Zwecken stattfinden und auch nicht an die Öffentlichkeit erfol-

gen, es reicht eine Weitergabe an einzelne Personen19. Öffentliches Zurschaustel-

len dagegen soll dann zu bejahen sein, wenn ein Bildnis öffentlich sichtbar ge-

macht wird – auch unkörperlich – und für Dritte die Möglichkeit der Wahrneh-

                                              
13 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 1; LG München, AfP 1997, 559; Strittig 

bezüglich Karikaturen, wird von der h.M. aber bejaht vgl. Schricker/Götting, 
§ 60/§ 22 KUG Rn. 15, 27; von Strobl-Albeg in Wenzel, 7/20.  

14 KG JW 1928, 363ff. – Piscator; Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 2; Rehbin-
der, Rn. 857; BGHZ 26, 52 (67) – Sherlock Holmes. 

15 Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG Rn. 14, 16; Rehbinder, Rn. 857; von Strobl-Albeg 
in Wenzel 7/13. 

16 BGH NJW 1971, 698 (700) – Liebestropfen. 
17 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 3; Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG 

Rn. 16; BGH NJW 1979, 2205 – Fußballtor. BGH GRUR 2000, 715 (717) – Der 
blaue Engel. 

18 BGH NJW 1979, 2205 – Fußballtor; weitere Ausführungen zur Erkennbarkeit vgl. 
Neumann-Klang, S. 15 ff. 

19 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 9; Rehbinder, Rn. 858. 
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mung besteht, zum Beispiel Ausstellen eines Bildnisses im Schaufenster, Muse-

um oder auch, wenn es live im Fernsehen gezeigt wird20.  

3. Erfordernis der Einwilligung 

Gemäß § 22 KunstUrhG ist grundsätzlich eine Einwilligung des Abgebildeten 

erforderlich. Umstritten war lange die rechtliche Einordnung der Einwilligung. 

Einerseits wurde vertreten, dass die Einwilligung eine rechtsgeschäftliche Erklä-

rung sei, andererseits wurde sie als geschäftsähnliche Handlung gesehen oder 

auch als bloßer Realakt21. Inzwischen wird heute herrschend vertreten, dass die 

Einwilligung eine rechtsgeschäftliche Erklärung ist und die §§ 104 ff. BGB An-

wendung finden22. Dies ist insbesondere in Hinsicht auf den Minderjährigen-

schutz zu befürworten. Minderjährige bedürfen danach der Einwilligung ihrer 

Eltern, um zum Beispiel Aufnahmen zu kommerziellen Zwecken zu veröffentli-

chen. Aufgrund der persönlichkeitsrechtlichen Aspekte ist aber auch die Grund-

rechtsmündigkeit des Minderjährigen zu beachten. So dürfen die Eltern nicht 

allein die Einwilligung abgeben, wenn der Minderjährige widerspricht23. Er hat 

also eine Art „Vetorecht“. 

Die Einwilligung kann ausdrücklich oder konkludent erteilt werden, sie kann 

unbeschränkt oder räumlich, zeitlich oder bezüglich des Verwendungszweckes 

beschränkt erteilt werden24. Der Umfang der Einwilligung ist anhand der Ausle-

gung der Erklärung und der Umstände zu ermitteln. Sie reicht grundsätzlich nicht 

weiter als der mit ihrer Erteilung verfolgte Zweck. So ist beispielsweise bei ei-

nem Schauspieler, der sich für eine Rundfunkzeitung auf einem Motorroller fo-

tografieren lässt, keine Einwilligung gegeben, das Foto auch zur Werbung des 

                                              
20 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 11; Schricker/Götting, § 60/§22 KUG 

Rn. 37. 
21 von Strobl-Albeg in Wenzel, 7/59 m.w.N.; Dasch, S. 38 ff. 
22 Dreier in Dreier/Schulze, § 22 KUG Rn. 17; Frömming/Peters, NJW 1996, 958; von 

Strobl-Albeg in Wenzel, 7/59; OLG Hamburg AfP 1995, 504 (508) – Caroline von 
Monacos Sohn. 

23 Dasch, S. 103, 106; BGH NJW 1974, 1949. 
24 Schricker/Götting, § 60/§ 22 KUG Rn. 43; vgl. BGHZ 20, 345 (348) – Paul Dahlke. 


